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dem Beleg beizufügen. Bei der Auszahlung von Prä­
mien ist als Ausnahme zulässig, auf eine Quittungs­
leistung seitens der Prämiierten zu verzichten, wenn 
der Leiter des staatlichen Organs oder der staatlichen 
Einrichtung die ordnungsgemäße Auszahlung der Prä­
mien mit Angabe der Prämienempfänger und der ge­
zahlten Beträge quittiert. Dies gilt sinngemäß für die 
Auszahlung oder Übergabe von Ehrenpreisen.

(3) Wird Mitarbeitern Bargeld für Einkäufe oder 
zur Bezahlung von Lieferungen und Leistungen aus­
gehändigt oder ein Abschlag zur Durchführung von 
Dienstreisen gewährt, haben sie innerhalb von 3 Tagen 
nach erfolgter Zahlung oder Beendigung der Dienstreise 
eine Abrechnung über die Verwendung des ihnen über­
gebenen Betrages vorzunehmen. Belege und Quittun­
gen sind der Abrechnung beizufügen. Restbeträge sind 
bis zum gleichen Zeitpunkt zurückzuzahlen.

(45 Werden bei Barauszahlungen die Gehälter und 
Löhne nicht spätestens bis zum 3. Werktag nach dem 
Zahltag von dem rechtmäßigen Empfänger abgeholt, 
sind die Beträge auf das Konto einzuzahlen, von dem 
sie abgehoben wurden, oder über die Bürokasse zu ver­
einnahmen.

(5) Die von der Bank oder der Deutschen Post bezo­
genen Scheckhefte sind fortlaufend unter Angabe der 
Scheckvordrucknummern in einem Schecknachweis (in 
Buchform) festzuhalten. Zur Kontrolle der Verwen­
dung und der Abrechnung der Schecks ist eine Scheck­
überwachungsliste zu führen, in der die Schecknum­
mer, das Ausstellungsdatum, die Höhe des Betrages, 
der Empfänger und der Grund der Zahlung auszuwei­
sen sind. In den Fällen, in denen Mitarbeitern Schecks 
zur Bezahlung von Lieferungen und Leistungen oder 
für Einkäufe übergeben werden, ist in den Scheck­
überwachungslisten festzuhalten, bis wann die Abrech­
nung vorzulegen ist.

(6) Ungültige Scheckvordrucke sind nicht zu vernich­
ten, sondern müssen im Scheckheft verbleiben. Sie 
sind als „Ungültig“ zu kennzeichnen.

§ 18

Bargeldbereitstellung, Bargcldtransport und 
Bargeldaufbewahrung

(1) Die Banken haben die Gesamtsumme der bar aus­
zuzahlenden Gehälter erst am Zahltag auszuhändigen. 
Sofern sich dadurch Schwierigkeiten ergeben, können 
die Leiter der staatlichen Organe und staatlichen 
Einrichtungen mit den Banken vereinbaren, daß die 
Aushändigung bereits einen Tag vorher erfolgt. Dabei 
muß die sichere Verwahrung der Gelder gewährleistet 
sein. Den Banken ist 3 Tage vor dem Zahltag der Ge­
samtbetrag der Abhebung und die erforderliche Stük- 
kelung des Betrages mitzuteilen.

(2) Die Leiter der staatlichen Organe und staatlichen 
Einrichtungen haben zu sichern, daß bei der Abhe­
bung und dem Transport von Bargeld durch Mitarbei­
ter der staatlichen Organe oder staatlichen Einrich­
tungen die notwendige Sicherheit gewährleistet ist. 
Beträge über 20 000 M sind von mindestens 2 Personen 
abzuholen. Bei der Abholung von Beträgen über 
100 000 M sind zusätzliche Transportschutzmaßnahmen 
zu treffen.

(3) Die mit der Bargeldabholung und dem Bargeld­
transport beauftragten Personen sind für einen ord­
nungsgemäßen Empfang des Geldes bei der Bank und 
die richtige Ablieferung des Geldes verantwortlich.

(4) Die Aufbewahrung von Bargeld hat in solchen 
Wertgelassen (einschließlich Kassetten) und an solchen 
Plätzen zu erfolgen, die die notwendige Sicherheit ge­
währleisten. Die erforderlichen Festlegungen ein­
schließlich der Schlüsselführung und -Verwaltung zu 
Wertgelassen hat der Leiter des staatlichen Organs oder 
der staatlichen Einrichtung im einzelnen zu treffen.

(5) Der Leiter des staatlichen Organs oder der staat­
lichen Einrichtung hat bei auftretenden Kassendifferen­
zen für unverzügliche Aufklärung zu sorgen. Über den 
Sachverhalt ist ein Protokoll anzufertigen, das von 
allen Beteiligten zu unterschreiben ist. Bei auftreten­
den Kassenminusdifferenzen ist vom Leiter des staat­
lichen Organs oder der staatlichen Einrichtung zu ver­
anlassen, daß die verantwortlichen Mitarbeiter bei 
schuldhafter Verletzung ihrer Arbeitspflichten nach den 
geltenden Rechtsvorschriften zum Ersatz des Schadens 
herangezogen werden. Soweit ein Fehlbetrag nicht 
durch die materielle Verantwortlichkeit in voller Höhe 
geltend gemacht werden kann, ist die Differenz durch 
den zuständigen Haushalt zu übernehmen. Kassenplus­
differenzen sind auf das Verwahrkonto zu übernehmen 
und nach 6 Monaten im zuständigen Haushalt zu ver­
einnahmen, falls bis dahin ihre Aufklärung nicht er­
folgt ist.

§ 19

Vorauszahlungen

(1) Vorschußzahlungen sowie Voraus- oder Anzah­
lungen sind nur zulässig, soweit das nach den Rechts­
vorschriften gestattet ist.

(2) Die Bezahlung von Teil- oder Zwischenrechnun­
gen bei Lieferungen und Leistungen ist nur im Rah­
men der geltenden Rechtsvorschriften zulässig.

§20
Bereitstellung von Mitteln des Staatshaushaltes

(1) Überweisungen zwischen Haushaltskontsn oder 
auf Verwahrkonten sind zulässig, wenn es sich um die 
Bezahlung von Lieferungen oder Leistungen oder um 
die nach den geltenden Rechtsvorschriften zulässige 
Erstattung von Kosten handelt.

(2) Die Bereitstellung von Mitteln des Staatshaus­
haltes aus dem zentralen Haushalt an die örtlichen 
Haushalte hat ausschließlich auf Grund der geltenden 
Rechtsvorschriften zu erfolgen.

(3) Erfolgt aus dem Fonds der Volksvertretung die 
Bereitstellung von Mitteln für andere Volksvertretun­
gen, ist die Überweisung auf das betreffende Haus­
haltskonto für den Fonds der Volksvertretung vorzu­
nehmen. Werden Mittel des Fonds der Volksvertretung 
zur Sicherung der Liquidität des örtlichen Haushaltes 
herangezogen, sind diese Mittel vom Haushaltskonto 
für den Fonds der Volksvertretung auf das Gesamt­
haushaltskonto des örtlichen Rates zu überweisen. Es 
ist gleichermaßen zu verfahren, wenn Mittel aus dem 
Fonds der Volksvertretung zur Deckung geplanter 
Ausgaben dem örtlichen Haushalt zuzuführen sind.


